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Betreff: Gesetzentwürfe, mit denen die Schulgesetze geändert 
werden, und Entwurf einer Verordnung, mit der dje 
Beiträge für ganzt�gige Schulformen festgesetzt 
werden; Stellungnahme 

Zu Zahl GZ 12. 690/20-111/2/89 vom 12. Oktober 1989 

;,. 

Die Tiroler Landesregierung erstattet auf Grund ihres Be­

schlusses vom 16. Jänner 1990 zu den mit oben zitiertem Schrei-

ben übersandten Gesetzentwürfen, mit denen die Schul gesetze 

g�ändert werden, und zum Entwurf einer Verordnung, mit d�r 

die Beiträge für ganztägige Schulformen festgesetzt werden, 

folgende Stellungnahme: 

I. Zur kompetenzrechtlichen Problematik: 

1. Zur kompetenzrechtlichen Zuordnung des Betreuungste iles: 

Nach den Erläuterungen zum vorliegenden Entwurf einer 

12. Schulorganisationsgesetz- Novelle bildet Art. 14 

Abs. 1 B- VG, hinsichtlich der öffentlichen Pflichtschulen 
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Art. 14 Abs. 3 lit. b B-VG, die kompetenzrechtliche Grund­

lage für die vorgesehene Einführung ganztägiger Schul­

formen durch den Bundesgesetzgeber bzw. -grundsatzgesetz­

geber. Die ganztägigen Schulformen sind demnach dadurch 

gekennzeichnet, daß zusätzlich zum üblichen Unterrichts­

teil ein sogenannter "Betreuungsteil" ang€�boten wird, 

der aus der gegenstandsbezogenen Lernzeit, der individuel­

len Lernzeit, der individuellen Freizeit �nd der Ver­

pflegung besteht. 

Eine derartige kompetenzrechtliche Zuordnung setzt frei­

lich voraus, daß der Betreuungsteil von seiner Konzeption 

her als eine Angele genheit "auf dem Gebiete des Schul­

wesens" im Sinne des Art. 14 Abs. 1 B-VG, bei öffent­

lichen Pflichtschulen überdies noch als eine Angelegen­

heit der äußeren Organisatidn im Si�ne des Art. 14 Abs. 3 

lit. b B-VG anzusehen ist. Eine kompetenzrechtliche Zuord­

nung des Betreuungsteiles zu den Angelegenheiten der 

Schüler- und Studentenheime und damit zum "Gebiete des 

Erziehungswesens!' im Sinne des Art. 14 Abs. 1 B-VG schei­

det begrifflich vorweg aus, sodaß diesbezüglich keine 

weiteren Überlegungen erforderlich sind. Die Erläuterungen 

enthalten zu dieser grundlegenden Problematik bedauer­

licherweise keine näheren Ausführungen. Nach Ansicht 

der Tiroler Landesregierung stellt der Betreuungsteil 

- wie im folgenden d arzulegen sein wird - jedoch keine 

wie immer geartete Angelegenheit auf dem Gebiet des Schul­

wesens dar. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verfassungs gerichts­

hofes ist eine Einrichtung dann "Schule" im Sinne 
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des Art. 14 B- VG, wenn diese pädagogische und erzieheri­

sche Ziele verfolgt. Die bloße Unterweisung in Fertig­

keiten steht dagegen der Qualifikation einer Einrichtung 

als Schule entgegen (vgl. die umfangreichen�Judikatur­

hinweise in H. Zeizinger, "Krankenpflegeausbildung und 

Verfassung" in JBl. Heft 9/10 /197 4 ,  S. 239"; insbesondere 

FN 14 , 15 und 16). Es ist einzuräumen, daß allein auf 

Grund dieser Kriterien die kompetenzrechtliche Problema­

tik des Betreuungsteiles nicht gelBst werden kann. Dazu 

ist es vielmehr erforderlich, den Sinngehalt des Schul­

begriffes im Wege der vorn Verfassungsgerichtshof ent­

wickelten Versteinerungstheorie genauer zu ermitteln. 

Danach sind Verfassungsbegriffe in dem Sinn zu verstehen, 

der ihnen im Zeitpunkt ihres lrtkrafttretens auf Grund 

der einfachgesetzlichen Rechtslage zugekommen ist. 

Vorerst soll untersucht werden, ob als maßgebender Ver­

steinerungszeitpunkt der 1. Oktober 1925 , an dem Art. 14 

B- VG in seiner ursprüriglichen Fassung in Kraft getreten 

ist, oder der 18. Juli 1962 als der Zeitpunkt des Inkraft­

tretens des Bundesverfassungsgesetzes BGBI. Nr. 215 /1962 

heranzuziehen ist. Mit diesem Bundesverfassungsgesetz 

wurde die Kompetenzverteilung auf dem Gebiet des Schul­

und Erziehungswesens vBllig neu geregelt. Nach dem Er­

kenntnis des Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 64 0 7 /197 1 

ist der Begriff "Schule" durch diese kompetenzrechtliche 

Veränderung nicht berührt worden. Er hat daher weiterhin 

den Inhalt, wie ihn der Veifassungsgerichtshof in seiner 

bisherigen Judikatur ausgelegt hat. Im Hinblick auf den 

solcherart unverändert gebliebenen Schulbegriff 
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vertritt die Tiroler Landesregierung die Ansicht, daß 

der hier maßgebende Versteinerungszeitpunkt der 1. Oktober 

1925 ist (vgl. auch H. Zeizinger, wie vor, FN 12). 

Der Pflichtschulbereich war am 1. Oktober 1925 durch 

das Reichsvolksschulgesetz, RGBl. Nr. 62/1869, in der 

Fassung des Gesetzes RGBl. Nr. 5 3/1883 ger�gelt. § 3 die­

ses Gesetzes sah für die allgemeine Volksschule vergleich­

bar den heutigen Unterrichtsgegenständen Lehrgegenstände 

vor. § 4 dieses Gesetzes bestimmte, daß die Lehrpläne 

für die Volksschulen, sowie alles, was zur inneren Ord­

nung derselben gehört, vom Minister für Cultus und Unter­

richt nach Einvernehmung oder auf Grund der Anträge der 

Landesschulbeh5rden festgestellt werden. Auch in den 

gleichfalls im Reichsvolksschulgesetz geregelten Bürger­

schulen wurden bestimmte �ehrgegenstände nach einem Lehr­

plan unterrichtet (vgl. d�e �§ 17 und 19). Unterrichts­

gegenstände und Lehrpläne bestanden damals auch für den 

Gymnasialbereich (vgl. Mayrhofer, Handbuch für den po­

litischen Verwaltungsdienst, 4 .  Band, S. 90 9 ff. ). 

Zusammenfassend ist somit festzustellen, daß im maßgeben­

den Versteinerungszeitpunkt für den Begriff der Schule 

die Erteilung eines Unterrichtes in bestimmten Gegen­

ständen nach einem festen Lehrplan kennzeichnend war. 

Von Schule im Sinne des Art. 14 B- VG kann daher dann 

nicht gesprochen werden, wenn ein Unterricht nach einem 

f esten Lehrplan nicht erteilt wird. Einen ausdrücklichen 

einfachgesetzlichen Niederschlag findet dieses Inter­

pretationsergebnis ebenso wie die oben dargestellte Judi-
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katur des Verfassungsgerichtshofes zum Schul begriff im 

§ 2 Abs. 1 des Privatschulgesetzes, BGBl. Nr. 24 4 /1962. 

Schulen sind demnach Einrichtungen, in denen eine Mehr­

zahl von Schülern gemeinsam nach einem festen Lehrplan 

unterrichtet wird, wenn im Zusammenhang mit, der Vermitt­

lung von allgemeinbildenden oder berufsbild�nden Kennt­

nissen und Fertigkeiten ein erzieherisches Ziel ange­

strebt wird. Wenngleich eine vergleichbare Definition 

in anderen Schulgesetzen nicht enthalten ist, so ergibt 

sich dieses Begriffsverständnis doch auch aus dem Schulor­

ganisationsgesetz, das für sämtliche Schularten Unter­

richtsgegenstände und einen Lehrplan vorsieht. 

Die im Entwurf vorliegende 12. Schulorganisationsgesetz­

Novelle läßt § 6 des Schulorganisationsgesetzes betref­

fend die Lehrpläne unverände�t. Die Festlegungen des 

Lehrplanes gelangen somit nicht einmal auf die gegen­

standsbezogene Lernzeit des Betreuungsteiles zur Anwen­

dung. Daß in bezug auf die individuelle Lernzeit, die 

individuelle Freizeit und die Verpflegung ein lehrplan­

mäßiger Unterricht nicht in Betracht kommt, versteht 

sich von selbst. Der für die ganztägigen Schulformen 

kennzeichnende Betreuungsteil ist daher nicht Schule 

im Sinne des Art. 14 B- VG. 

Die Tiroler Landesregierung verkennt bei diesem Ergeb­

nis nicht, daß nach dem Prinzip der intrasystematischen 

Fortentwicklung Neuregelungen gegenüber dem Versteine­

rungszeitpunkt in gewissem Umfang möglich sind. Diese 

dürfen der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsge­

richtshofes nach die Grenzen der Materie jedoch nicht 

überschreiten (vgl. VfSlg. 6137 und die dort zitierte 

Vorjudikatur). Zugunsten der vorliegenden Gesetzentwürfe 
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ist daraus eben aus diesem Grund nichts zu gewinnen. Histo­

risch besteht nämlich nicht einmal ansatzweise ein Anhalts­

punkt in die Richtung, daß eine Schule etwa in Teilbereichen 

auch ohne die lehrplanmäßige Unterrichtserteilung bestehen 

könnte. Es ist ganz im Gegenteil darauf zu verweisen, daß 

selbst die Erteilung von Förderunterricht in den.Lehrplan 

miteingebunden ist. 

Dazu kommt, daß jegliche intrasystematische For�entwicklung 

dort ihre Grenze findet, wo es auf Grund der Ausdehnung eines 

Kompetenztatbestandes zu einer Überschneidung mit einern ande­

ren Kompetenztatbestand kommt. Gerade dies ist hier in bezug 

auf das Hortwesen der Fall. Das Hortwesen ist Teil des Kompe­

tenztatbestandes Kindergartenwesen und Hortwesen, der nach 

Art. 14 Abs. 4 lit. b B-VG sowohl hinsichtlich Gesetzgebung 

als au c h Voll z i eh u n g in den seI b s tä n d i gen \-H r k u n g s b e r e ich 

der Länder fällt. Nach der verfassungsrechtlich unbedenkliche� 

Begriffs�estimmung etwa des § 2 Abs. 2 des Tiroler Kindergar­

ten- und Hortgesetzes, LGBl.Nr. 14/ 1973, sind Horte Anstalten, 

die zur Erziehung und Betreuung von schulpflichtigen Schülern 

außerhalb der Unterrichtszeit durch Personen mit der gese�z­

lich vorgeschriebenen Befähigung (Erzieher) bestimmt sind. 

Nach § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes hat der Hort die Aufgabe, 

die häusliche Erziehung und Betreuung schulpflichtiger Schüler 

außerhalb der Unterrichtszeit zu unterstützen und zu ergänzen. 

Er hat hiebei durch eine der jeweiligen Entwicklungsstufe 

angemessene Erziehung und Bildung, insbesondere durch die 

erzieherische Wirkung, welche die Gemeinschaft Gleichaltriger 

ausübt, sowie durch sinnvolle Gestaltung der freien Zeit die 

seelische, geistige und körperliche Entwicklung der Kinder 

zu fördern, zu ihrer religiösen und staatsbürgerlichen Bildung 

sowie zur En twicklung des sittlichen Empfindens der Kinder, 

ihres Pflichtgefühls und ihres Gemeinschaftssinns bei zu-
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tragen. Auch eine Verpflegung ist im Hort möglich (§ 6 Abs. 2 

leg. cit. ). Ein Vergleich dieser Bestimmungen mit dem Be­

treuungsteil zeigt, daß die Realisierung des vorgesehenen 

Modells ganztägiger Schul formen jedenfalls in weiten Bereichen 

zu einer Überschneidung derselben mit den in di�·Landeskompe­

tenz fallenden Horten führen würde. 

Für die Zuordnung des Betreuungsteiles zumindest hinsichtlich 

der individuellen Lernzeit, der individuellen Freizeit und 

der Verpflegung zum Hortwesen spricht auch, daß in diesem 

Rahmen primär der Einsatz von Erziehern vorgesehen ist, wo­

gegen im Art. 14 B-VG im Zusammenhang mit der Schule nur von 

Lehrern, von Erziehern dagegen nur im Zusammenhang mit Schliler­

heimen und Horten, die Rede ist. Wie ausführlich dargelegt 

wurde, kann jedoch mangels eines iehrplanmäßigen Unterrichtes 

auch d ie gegenstandsbezogene Lernzeit nicht dem Schul begriff 

unterstellt werden. 

Zusammenfassend kommt dem Bund eine Kompetenz zur Verwirk­

lichung des vorgesehenen Modells ganztägiger Schulformen nicht 

zu. Damit wird wesentlich in die Gesetzgebungs- und Vollzugs­

kompetenz der Länder auf dem Gebiet des Hortwesens eingegrif­

fen. Die Tiroler Landesregierung sieht sich aus diesem Grunde 

außerstande, dem Vorhaben des Bundes zuzustimmen. 

2. Zur Ausdehnung des Erhaltungsbegriffes: 

Der Begriff der Schulerhaltung ist im § 10 des Pflichtschul­

erhaltungs- Grundsatz gesetzes festgelegt. Dieser Erhaltungs-
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begriff soll nach der im Entw urf vorliegenden Novelle für 

ganztägige Schulformen um die Vorsorge für die Verpflegung 

und die Beistellung der Erzieher erw eitert w erden. In den 

Erläuterungen wird dazu ausgeführt, daß Schulen - rechtstheore­

tisch gesehen - Anstalten seien. Zum Anstaltsbegriff gehöre 

die Beistellung von Personen und Sachwerten zur Erreichung 

eines bestimmten Zieles. Dies gehe auch aus § 10 des Pflicht­

schulerhaltungs- Grundsatzgesetzes hervor, w o  eine Sonderrege­

lung hinsichtlich der Beistellung der erforderlichen Lehrer 

insoferne getroffen w erde, als diese dem Land obliege. Daraus 

gehe hervor, daß im Rahmen des Pflichtschulerhaltungsrechtes 

auch für die Beistellung der Lehrer bzw. Erzieher für den 

Betreuungsteil Aussagen zu treffen seien, unabhängig davon, 

wer letztendlich hiefür die Kosten zu tragen habe. 

Diese Ausführungen sind - w ie im � olgenden darzulegen sein 

wird - keinesfalls geeignet, die verfassungsrechtliche Unbe­

denklichkeit der neuerlichen Ausdehnung des Erhaltungsbe­

griffes darzutun: 

Der Begriff " Erhaltung" einer Schule w urde in der Verfassungs­

rechtsordnung erstmals im Schulerhaltungs- Kompetenzgesetz, 

BGBl. Nr. 162/1955, verw endet. Da in der Verfassung keine 

Definition dieses Begriffes enthalten ist, ist im Sinne der 

aus der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes abgeleiteten 

Versteinerungstheorie zu ermitteln, in welcher rechtlichen 

Prägung die Rechtsordnung diesen Begriff im Zeitpunkt der 

Schaffung dieses Kompetenztatbestandes verw endet hat. Die 

hiefür maßgebende Rechtslage ergibt sich wiederum aus dem 

Reichsvolksschulgesetz, und zwar aus dessen §§ 62 bis 67, 

sowie aus den hiezu ergangenen ausführungsgesetzlichen Bestim­

mungen (vgl. Mayrhofer, w ie vor, S. 687 ff. ). 
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Wegen der auffallenden Übereinstimmung mit § 10 des Pflicht­

schulerhaltungs- Grundsatzgesetzes in seiner Stammfassung wird 

hier stellvertretend für die im wesentlichen gleichartigen 

landesrechtlichen Bestimmungen der Wortlaut des § 69 des Ge­

setzes LGBI . Nr. 8/1892, wirksam für die gefürstete Grafschaft 

Tirol, betreffend die öffentlichen Volksschulen, 'wiederge­

geben: 

"Unter den sachlichen Bedürfnissen der Schule ist insbesondere 

die HerstelJung und Erhaltung der Schulgebäude, die Miete, 

Beheizung, Beleuchtung und Reinigung der Schullokalitäten, 

die Herstellung und Erhaltung der Schulgärten und Turnplätze, 

die Anschaffung und Erhaltung der Schuleinrichtung, der Lehr­

mittel und der sonstigen zum Unterrichte erforderlichen Ge­

brauchsgegenstände zu verstehen. Im weiteren obliegt der Schul­

gemeinde die Erhaltung der vorhandpnen Lehrerwohnung und die 

Beistellung des notwendigen Beheizungsmaterials, sowie der 

Herstellung und Erhaltung der etwa erforderlichen Wirtschafts­

räume. " 

Aus diesen zur Ermittlung des Inhaltes des verfassungsrecht­

lichen Begriffes "Erhaltung" einer Schule maßgebenden Rechts­

vorschriften geht klar hervor, daß unter Erhaltung ausschließ­

lich die Vorsorge für die sachlichen Erfordernisse einer 

Schule zu verstehen ist. Zweifellos wird davon auch die Bei­

stellung des sogenannten "sachbezogenen" Hilfspersonals (wie 

Schulwart, Reinigungspersonal) umfaßt. Die Stammfassung des 

§ 10 des Pflichtschu lerhaltungs-Grundsatzgesetzes trägt dem 

Rechnung. 

Es würde jedoch auch den Rahmen einer intrasystematischen 

Fortentwicklung des im Wege der Versteinerungstheorie ermit­

telten Inhaltes dieses Verfassungsbegriffes sprengen, wenn 
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darunter nun auch die rein personenbezogene Beistellung von 

Erziehern verstanden werden soll. Unter demselben Gesichts­

punkt hat die Tiroler Landesregierung grundlegende Bedenken 

gegen die Novellen zum Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, 

BGB1. Nr. 87 /1963 und 325/197 5 geltend gemach� (vgl. jedenfalls 

Präs. Abt. 11 - 66/196 vom 2. Jänner" 1981"). 

Zusammenf assend erachtet die Tiroler Landesregierung die vor­

gesehene Ausdehnung des Erhaltungsbegriffes aus den angeführ­

ten Gründen für verfassungswidrig. Die Tiroler Landesregierung 

sieht sich daher außerstande, dieser zuzustimmen. 

11. Zu den finanziellen Auswirkungen: 

Die Ver�irklichung des vorgesehenen Modells ganztägiger Schul­

formen würde für die Schulerhalter im Pflichtschulbereich einen 

Investitionsaufwand im Hinblick auf die Schaffung der einrich­

tungsmäßigen Voraussetzungen mit sich bringen. Weiters würden 

für die Schulerhalter durch die Ausdehnung des Schulerhaltungs­

begriffes Kosten für die Unterbringung, Verpflegung und Betreuung 

der Schüler im Betreuungsteil entstehen, soweit diese nicht durch 

Kcstenbeiträge der Erziehungsberechtigten hereingebracht werden 

könn en. 

Da in Tirol die Gemeinden und teilweise Gemeindeverbände Erhalter 

der öffentlichen allgemeinbildenden Pflichtschulen sind, würde 

eine Kostenbelastung in erster Linie für diese eintreten. Das 

Land Tirol selbst ist nur hinsichtlich einiger Sonderschulen 

gesetzlicher Schulerhalter. Das Land stellt den Gemeinden und 
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Gemeindeverbänden nach dem Schul- und Kindergartenbaufonds­

gesetz, LGBI. Nr. 14 /1973, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 

58/197 4 für den Neu- , Zu- und Umbau von Schulen finanzielle 

Mittel zur Verfügung. Laut Rechnungsabschluß für das Jahr 

1988 wurden allein in diesem Jahr für dies�-Zwecke 4 , 3 Mil­

lionen Schilling aufgebracht. Weiters leistet das Land auf 

Grund privatrechtlicher Vereinbarungen Beiträge zum Betriebs­

aufwand bestimmter Hauptschulen. Es ist damit zu rechnen, 

daß sich diese Aufwendungen im Falle der Verwirklichung des 

Modells der ganztägigen Schulformen wesentlich erhöhen wür­

den. 

Unbeschadet der grundsätzlichen Ablehnung des Modells im 

Hinblick auf die im Abschnitt I aufgezeigten verfassungs­

rechtlichen Bedenken ist auf�den Beschluß der Landesfinanzre­

ferentenkon ferenz vom 10 . Oktober 1989 zu verweisen, wonach 

die Länder die volle Abgeltung des durch die Einführung ganz­

tägiger Schulformen im Pflichtschulbereich für die Schulerhal­

ter entstehenden Mehraufwandes verlangen. Schließlich werden 

auch die Kosten der laufenden Versuche, in denen ganztägige 

Schulformen erprobt werden, zur Gänze vom Bund getragen. 

Es ist weiters auf die Verhandlungspflicht des Bundes nach 

§ 5 des Finanzausgleichsgesetzes 1989 zu verweisen, wobei 

von Länderseite der Standpunkt vertreten wird, daß der Bund 

für von ihm während der Finanzausgleichsperiode durch gesetz­

liche Maßnahmen bewirkte Verschiebungen zu Lasten der Länder 

diesen Ersatz leisten muß. 
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Die Tiroler Landesregierung verlangt daher, daß im Falle' 

der Verwirklichung ganztägiger Schulformen den Ländern bzw. 

Gemeinden der gesamte dadurch entstehende 2�sätzliche Aufwand 

vorn Bund refundiert werden muß. § 121 Abs. 1 Z. 1 in der 

Fassung des Art. I Z. 4 des Entwurfes einer Novelle zum Lan­

deslehrer- Dienstrechtsgesetz, der § 3 Abs. 1 des Finanzaus­

gleichsgesetzes 1989 teilweise aufhebt, muß entfallen. 

Schließlich vermbgen die Ausführungen in den Erläuterungen, 

wonach es nicht möglich ist, hinsichtlich der für die Länder 

und Gemeinden zu erwartenden Kosten eine Schätzung anzustel­

len, nicht zu überzeugen. Einzuräumen ist lediglich, daß 

eine Kostenschätzung ebenso �ie die im Gegensatz dazu sehr 

detaillierte Kostenschätzung für den Bundesbereich mit et­

lichen Uns icherheitsfaktoren belastet bliebe. Tatsächlich 

wird hier die Absicht des Bundes deutlich, das von ihm als 

rechtspolitisch wünschenswert erachtete Modell ganztägiger 

Schulformen auf eine für ihn m6glichst kostengünstige Weise 

zu verwirklichen. Zu diesem' Zweck werden umfangreiche Kosten­

abwälzungen auf Länder und Gemeinden vorgenommen, für die 

nach dem unter Abschnitt 1/2 Gesagten eine verfassungsrecht­

liche Grundlage nicht besteht. 
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Soweit im Vorblatt der Erläuterungen zur 12. Schulorgani­

sationsgesetz-Novelle ausgeführt ist, daß sich für die 

Länder und Gemeinden allenfalls Einsparungen ergeben, 

wenn sie Schülerheime und Horte in ganzt,.ägige Schul­

formen überführen, so bleibt unberücksichtigt, daß Schü­

lerheime nicht nur der Betreuung und Verpflegung dienen, 

sondern auch. Unterkunft bieten und diese daher durch 

eine ganztägige Schulform nicht zu ersetzen sind. Auch 

sind Horte und Schulen meist nicht in einem gemeinsamen 

Gebäude untergebracht, sodaß sich schon auf Grund der 

räumlichen Trennung Zusammenlegungen bzw. Überführungen 

schwierig gestalten würden. 

Zweifelhaft scheinen aus dienst- und besoldungsrecht­

licher Sicht weiters die einschlägigen Ausführungen in 

den Erläuterungen zum Pflichtschulerhaltungs- Grundsatz­

gesetz. Abgesehen von Beitragsermäßigungen aus sozialen 

Gründen bestehen eine Reihe von Faktoren, die bei der 

Beitragsfestsetzung mangels einer unmittelbaren Vorher­

sehbarkeit voraussichtlich nicht berücksichtigt werden 

kbnnen. Zu denken ist insbesonder� an Kosten für Abfer­

tigungen, Supplierungen und dergleichen. Die Einführung 

ganztägiger Schulformen würde weiters eine Fülle weiterer 

Zulagen nach dem Gehaltsgesetz 195 6 für alle Lehrer einer 

niedrigeren Verwendungsgruppe als L 2a2 zur Folge haben. 

Zulagen würden weiters dem Leiter des Betreuungsteiles, 

aber auch dem Leiter der betreffenden Schule zuerkannt 

werden müssen. 
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Schließlich ist auch der Hinweis in den Erläuterungen 

zum Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz nicht ver­

ständlich, wonach durch die Sonderregelung betreffend 

die Schulsprengel in manchen Fällen Einsparungen eintre­

ten können. 

111. Bemerkungen zum Begleitschreiben und zu einzelnen Bestim­

mungen der im Entwurf vorliegenden Gesetze sowie zur Ver­

ordnung, mit der die Beiträge für ganztägige Schulformen 

festgesetzt werden: 

1. Zum Begleitschreiben: 

Auf Seite 4 wird ausgeführt, daß gegenwärtig der zunehmen­

de Wuns�h berufstätiger Eltern nach einem vermehrten 

Angebot an ganztägigen Schulformen für ihre Kinder be­

stehe. Der Bedarf könne durch die derzeit laufenden Schul­

versuche zur ganztägigen Organisationsfo�m infolge der 

Begrenzung nach § 7 des Schulorganisationsgesetzes nicht 

abgedeckt werden. Angesichts der gesteigerten Nachfrage 

sei es eine bildungspolitische Notwendigkeit, einem 

größeren Bevölkerungskreis ein entsprechendes schulisches 

Angebot zu geben. Dem muß entgegengehalten werden, daß 

es nicht folgerichtig ist, aus dieser Argumentation 

eine bildungspolitische Notwendigkeit abzuleiten. In 

Wahrheit handelt es sich um ein gesellschaftspolitisches 

Anliegen des Bundes, allenfalls um eine sozialpolitische 

Notwendigkeit. 
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Weiters fällt auf, daß auf Seite 5 unter Punkt 3 der 

Betreuungsteil, ausgenommen die gegenstandsbezogene Lern­

zeit, mit der Nachmittagsbetreuung in Schülerheimen und 

nicht etwa in Horten verglichen wird. Es, liegt der Schluß 

nahe, daß sich das do. Ministerium der kompetenzrecht­

lichen Problematik sehr wohl bewußt war und daher jeg­

liche Andeutung in Richtung Hortwesen vermeiden wollte. 

2. Zum Entwurf einer 12. Schulorganisationsgesetz- Novelle: 

Zu Art. I: 

Zu Z. 1 (§ 2 Abs. 3): 

Diese Bestimmung scheint entbehrlich, da der Betreuungs­

teil - wenngleich, wie unter Abschnitt I/I dargelegt, 

in verfassungswidriger Weise - als Teil der Schule kon­

zipiert ist. Auch hinsichtlich der Schülerheime wurde 

wohl aus diesem Grund eine eigene Aufgabenzuweisung bis­

lang für nicht notwendig erachtet. 

Zu Z. 2 (§ 5 Abs. 2): 

Es sollte klargestellt werden, daß es sich bei den in 

dieser Bestimmung bezogenen Beiträgen und Ersätzen um 

privatrechtliehe Verbindlichkeiten handelt, für deren 

Hereinbringung der ordentliche Rechtsweg zu beschreiten 

ist. 
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Zu Z. 3 (§ 8 lit. h): 

Der Inhalt der in den sublit. aa bis dd enthaltenen 

Begriffe kann nach dem allgemeinen Sprachgebrauch nicht 

ausreichend erschlossen werden, sodaß hiefür entsprechende 

Legaldefinitionen vorzusehen wären. Auch müßte - ge­

gebenenfalls an anderer Stelle - normiert werden, wer 

zur Entscheidung darüber, an welchen Tagen und für welche 

Gegenstände eine gegenstandsbezogene Lernzeit festgelegt 

wird, berufen ist. Desweiteren müßte das zeitliche Ver­

hältnis der einzelnen Abschnitte des Betreuungsteiles 

zueinander geregelt werden. 

Schließlich scheint es terminologisch ungünstig, wenn 

in der sublit. dd von "Verpflegung" gesprochen wird. 

Da im übrigen vQn Zeiten die Rede ist, schiene etwa der 

Aus d r u c k �' Ver p f 1 e g s z e i t" be s s er. 

Die Erläuterungen zu dieser Bestimmung enthalten einen 

sinnstörenden Fehler. Unter Punkt 1. müßte es im letzten 

Halbsatz richtig " .. . .  nicht verpflichtend ist" lauteIl. 

Zu den Z. 4 ,  7 10 und 13 (§§ 11, 18, 24 und 35 ): 

Ausgehend vom Begriffsverständnis des geltenden Schul­

organisationsgesetzes ist die Möglichkeit der Führung 

einer Schulart als ganztägige Schulform nicht dem Aufbau, 

sondern der Organisationsform der jeweiligen Schulart 

zuzuzählen. 
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Zu den Z. 5 ,  8, 14 un d 16 (§§ 13, 20, 42 un d 5 0): 

Aus diesen Bestimmun gen geht nicht hervor, wer den Leiter 

des Betreuun gsteiles zu bestellen hat un d welche Voraus­

setzun gen dieser erfüllen muß. Desweiteren ist dem En twurf 

n i�ht zu en tn ehmen , wer die Lehrer für die gegen stan dsbe­

zogen e Lern zeit un d die Erzieher bzw. Lehrer für die 

übrigen Teile des Betreuun gsteiles zu bestellen hat. 

§ 9 Abs. 5 des Schulun terrichtsgesetzes in der Fassun g 

des Art. I Z. 2 der im En twurf vorliegen den Novelle 

legt die Vermutun g n ahe, daß an eine Zustän digkeit des 

Schulleiters gedacht ist. 

Es müßte weiters ausdrücklich klargestellt werden, daß 

Lehrer und E�zieher im Rahmen des Betreuun gsteiles funk­

tion ell für den Bun d tätig werden . 

Nach den Erläuterun gen kön n en für den Betreuun gsteil 

mit Ausn ahme der gegen standsbezogen en Lernzeit Lehrer 

oder Erzieher bestellt werden . Demgegenüber sind n ach 

§ 13 Abs. 3 hiefür l�diglich die erforderlichen Erzieher 

zu bestellen. 

In der Z. 16 müßte es richtig wohl "§ 13 Abs. 3 un d 4" 

lauten . 

Zu Z. 6 (§ 14 Abs. 4): 

Diese Bestimmun g gibt im Zusammen hang mit Z. 4 An laß 

zu Zweifeln . Da Z. 4 kein e Schülermin destzahlen n ormiert, 
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wäre denkbar, daß der Ausführungsgesetzgeber die Einrich­

tung einer ganztägigen Volksschule etwa schon bei drei 

oder fünf Schülern vorsieht. Andererseits scheint Z. 6 

davon auszugehen, daß mindestens zehn Schüler vorhanden 

sein müssen, damit wenigstens � Gruppe geführt werden 

darf. Freilich könnte auch die Ansicht vertreten werden, 

daß hiemit lediglich die Möglichkeit zu einer Gruppen­

teilung, wie diese beispielsweise bei Freigegenständen 

oder im Gegenstand Leibesübungen gegeben ist, geschaffen 

werden soll. 

Zu Art. 11: 

Da die Schulversuche Ganztagsschule und Tagesheimschule 

bis zum Ende des Unterrichtsjahres 1994 /95 auslaufend 

abzuschließen sind, würden diese und der Betreuungsteil 

der ganztägigen Schulforme� bis dahin nebeneinander be­

stehen. Dies würde große organisatorische Probleme mit 

sich bringen. 

3. Zum Entwurf einer Novelle zum Pflichtschulerhaltungs­

Grundsatzgesetz: 

Zu Art. I: 

Zu den Z. 1 und 3 (§§ 1 Abs. 2 und 11 Abs. 1): 

Wie bereits zu Art. I Z. 4 ,  7 ,  10 und 13 der 1 2 .  Schul­

organisationsgesetz- Novelle ausgeführt, handelt es sich 
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bei der Bestimmung einer Schulart als ganztägige Schul­

form um eine Angelegenheit der Schulorganisation. Die 

Entscheidung darüber kann daher nicht dem Schulerhalter 

obliegen. Eine entsprechende Regelung im Pflichtschuler­

haltungs-Grundsatzgesetz ist entbehrlich. Davon abge­

sehen wird eine Anhörung des Land�sschulrates nicht für 

sinnvoll erachret. Auf welche Weise dadurch nämlich -

wie in den Erläuterungen ausgeführt ist - pädagogische 

Erfordern isse entsprechend gewürdigt werden können, bleibt 

unklar. Eher denkbar wäre eine Anhörung des Bezirksschul­

rates, der �in größeres Naheverhältnis zur jeweiligen 

Schule hat und damit im Regelfall über eine genauere 

Kenntnis der örtlichen Verhältnisse verfügt. 

Zu Z. 2 (§ 10 ): 

Hier wird nochmals auf die im Abschnitt 1/2 dargelegten 

grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen 

die Ausdehnung des Erhaltungsbegriffes hingewiesen. 

Zu Z. 4 (§ 13 Abs. 4 ,  5 und 6): 

Unabhängig davon, ob hinsichtlich einer bestimmten Schule 

Schulerhalter eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband 

ist, kann die Schule immer nur im Gebiet einer Gemeinde 

liegen. Im Abs. 4 müßte daher die \\7endung " oder einern 

Gemeindeverband" entfallen. 
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Der neue Abs. 5 trifft bei Sonderformen (insbesondere 

Schihauptschulen), die im jeweiligen Land nur an einer 

Schule geführt werden, nicht das eigentliche Problem. 

Derartige Schulen sind nur in Verbindung mit einern Schü­

lerheim möglich. Wenn das Schülerheim im Gebiet der schul­

erhaltenden Gemeinde gelegen ist, so hat der Schuler­

halter gegenüber den Herkunftsgemeinden der Schüler auf 

Grund des § 13 Abs. 7 erster Satz auch im Falle der 

Ausdehnung des Schulsprengels für die Sonderform keinen 

Anspruch auf Schulerhaltungsbeiträge. Es sollte daher 

überlegt werden, ob für Schüler solcher Sonderformen, 

die in einern Schülerheim wohnen, nicht eine Sonderbestim­

mung in der Weise geschaffen werden sollte, daß es bei 

der Beurteilung der Sprengelzugehörigkeit auf den Wohn­

sitz der Eltern bzw. sonstigen Erziehungsberechtigten 

ankommt. 

4 .  Zum Entwurf einer Novelle zum Schulzeitgesetz 1985: 

Zu Art. I: 

Das Schulzeitgesetz regelt die Beziehung zwischen Schü­

lern und Schule. Da die Festlegung der Dauer des Be­

treuungstei1es mit 60 Minuten nur d�enst- und besoldungs­

rechtliche Auswirkungen hat, gehört eine derartige Be­

stimmung systematisch nicht in das Schulzeitgesetz. Soll­

te allerdings daran gedacht sein, im Betreuungsteil nur 

Zeiteinheiten von 60 Minuten zuzulassen, so wäre eine 

Abstimmung desselben auf einen allfälligen Nachmittags­

unterricht nicht möglich. 
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Im übrigen wird auf die Ausführungen zu Art. I Z. 6 der 

vorliegenden Novelle zum Schulunterrichtsgesetz hinge-

wiesen. 

5. Zum Entwurf einer Novelle zum Schulunterr�chtsgesetz: 

Hier wird nochmals auf die grundlegenden, �nter Abschnitt 

I/I dargelegten verfassungsrechtlichen Bedenken hinge­

wiesen, wonach der Betreuungsteil mangels eines lehrplan­

mäßigen Unterrichtes nicht als Schule im Sinne des 

Art. 14 B- VG angesehen werden kann. Auch ist keine derr. 

§ 17 des Schulunterrichtsgesetzes vergleichbare Bestim­

mung vorgesehen, die die Arbeit des Lehrers im Rahmen 

des Betreuungsteiles regelt. 

Zu Art. I: 

Zu Z. 6 (§ 4 5  Abs. 7 ): 

Entgegen der aus den Erläuterungen hervorgehenden An­

sicht ist das Fernbleiben vorn Betreuungsteil für schul­

pflichtige Schüler im Schulpflichtgesetz zu regeln. An­

sonsten müßte auch das Fernbleiben von unverbindlichen 

Ü bungen und von Freigegenständen für schulpflichtige 

Schüler im Schulunterrichtsgesetz normiert sein. Bislang 

stand der Gesetzgeber jedenfalls auf dem Stand- punkt, 

daß das Fernbleiben von schulpflichtigen Schülern von 

der Schule - unabhängig davon, ob es sich um verbind­

lichen oder unverbindlichen Unterricht handelt - im Schul­

pflichtgesetz zu regeln ist. 
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Auch scheint zweifelhaft, ob bei einer derart großzü­

gigen Regelung über das Fernbleiben eine ordnungsgemäße 

Abwicklung des Betreuungsteiles, insbesondere im Hinblick 

auf eine mögliche Gruppeneinteilung, noch möglich ist. 

Als Alternative käme allenfalls in Betracht, § 5 Abs. 6 

des Schulzeitgesetzes 1985 dahingehend zu ergänzen, daß 

ein Betreuungsteil auch nur an einzelnen Wochentagen 

nur während der Mittagszeit oder auch nur,am Nachmittag, 

nachdem die Schüler das Mittagessen �u Hause eingenom­

men haben, vorgesehen werden kann. Dabei sollte im 

Pflichtschulbereich den Landesgesetzgebern bei der Ge­

staltung des Betreuungsteiles ein wesentlich größerer 

Spielraum eingeräumt werden. 

Zu Z. 1.0 (§ 56 ): 

Hier wird nur vom Lehrer als Leiter des Betreuungsteiles 

gesprochen, wogegen nach § 13 Abs. 3 der vorliegenden 

12. Schulorganisationsgesetz- Novelle dies auch ein Er­

zieher sein kann. 

6 .  Zum Entwurf einer Novelle zum Landeslehrer- Dienstrechts­

gesetz: 

In der Überschrift und im Einleitungssatz zu Art. I 

muß es richtig " Landeslehrer- Dienstrechtsgese'tz 198411 

lauten. 
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Zu Art. I: 

Zu Z. 1 (§ 4 8  Abs. 7 ): 

Nach dieser Bestimmung ist der Lehrer verpflichtet, im 

Rahmen seiner Lehrverpflichtung Stunden �der gegenstands­

bezogenen Lernzeit zu übernehmen. Dies müßte im Zusammen­

hang mit den Bestimmungen über die Lehrverpflichtung 

um so mehr zum Ausdruck kommen, als in der Novelle zum 

Schulzeitgesetz 1985 im Betreuungsteil Zeiteinheiten 

von 6 0  Minuten vorgesehen sind. 

Weiters werden die Län�er als Dienstgeber der Landes­

lehret verpflichtet, die Tätigkeit des Lehrers im Be­

treuungsteil in die Lehrverpflichtung einzurechnen. Nach 

Ansicht der Tiroler Landesregierung sollten auch andere 

Formen des Einsatzes von Lehrern im Betreuungsteil er­

möglicht werden. In Betracht käme ein gesonderter Dienst­

vertrag zwischen Schulerhalter und Lehrer für diese Tä­

tigkeit oder auch eine Nebentätigkeit nach § 25 des Ge­

haltsgesetzes 195 6 .  Die Konzeption als Nebentätigkeit 

empfiehlt sich insbesondere im Hinblick auf die Neufas­

sung des § 121 Abs. 1 Z. 1 (Z. 4 ). Eine Einrechnung in 

die Lehrverpflichtung würde gegebenenfalls einen Anspruch 

des Lehrers auf eine Mehrdienstleistungsvergütung be­

gründen, die im Wege der Nebengebührenzulage eine Be­

lastung des Bundes, der den Pensionsaufwand zu tragen 

hat, bewirken würde. 
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In den Erläuterungen zu den Z. 1 bis 3 ist insofern ein 

Fehler unterlaufen, als es statt "§ 53 Abs. 11" richtig 

"§ 52 Abs. 11" lauten muß. 

Zu Z. 4 (§ 121 Abs. 1 Z. 1): 

Es ist nicht einzusehen, warum die Länder dem Bund den 

Mehraufwand ersetzen sollen, der ihm bezüglich des Be­

treuungsteiles an ganztägigen Schulformen entsteht, wo 

doch nach der im Entwurf vorliegenden Novelle zum Pflicht­

schulerhaltungs- Grundsatzgesetz der Schulerhalter zur 

Bestellung der Erzieher verpflichtet ist. Die Ersatz-

p f 1 ich t m ü ß t e r ich t i ger w eis e den S c-h u 1 e r h alt er t r e f f e n . 

Es wird an dieser Stelle jedoth nochmals auf die Aus­

führungen im Abschnitt 11 der Stellungnahme verwiesen, 

wonach die Tiroler Landesregierung aus den dort angeführ­

ten Gründen eine Kostenübernahme durch den Bund fordert. 

7 .  Zur Verordnung, mit der die Beiträge für ganztägige Schul­

formen festgesetzt werden: 

Zu § 1: 

Da der Betreuungsteil ausschließlich minderjährige 

Pflichtschüler betrifft, sollte es anstatt "Beiträge 

der Schüler" richtig "Beiträge der Eltern (Erziehungs­

berechtigten)" lauten. 
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Zu § 4: 

Es ist nicht einsichtig, warum Beitragserhöhungen immer 

ein Jahr hinter den maßgebenden Gehaltserhöhungen nach­

hinken sollen (Abs. 2). Im Abs. 3 muß der ri�htige Hun­

dertsatz wohl " 5  v. H." lauten. 

Zu § 6: 

Da der Besuch des Betreuungsteiles auch nur an einzelnen 

Tagen der Woche möglich ist, scheint es nicht sinnvoll, 

den Verpflegsbeitrag "durch die Anzahl aller an der Ver­

pflegung teilnehmenden Personen zu teilen". Es müßte 

vielmehr eine andere Formel gefunden werden. Wenn � leich 

einzuräumen ist, daß die Abr�chnung dadurch erschwert 

wird, so müßte richtig wohl darauf abgestellt werden, 

wieviele Schüler am jeweiligen Wochentag am Mittagessen 

teilnehmen. 

Für die Landesregierung: 

Landesamtsdirektor 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr .. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausf. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

-� 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r e i n  

Landesamtsdirektor 
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